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I. SGB XII

Mit dem neuen SGB XII hat der Gesetzgeber im Sozialhilferecht eine Reihe neuer Weichenstellungen vorgenommen und dabei Veränderungen verwirklicht, die das Gesetz trotz einiger Ungereimtheiten und Klärungsbedarf im Detail als ein für das Aufgabenfeld des Landschaftsverbandes Rheinland überwiegend gelungenes Gesamtwerk erscheinen lassen. Aus der Sicht des LVR sind hier insbesondere das Prinzip „ambulant vor stationär“ und der Wegfall der Privilegierung der Heimunterbringung als begrüßenswerte Neuerungen hervorzuheben. Diese Zielvorgaben des Gesetzgebers entsprechen auch denen des LVR, die in den Leitlinien zur Integration von Menschen mit Behinderungen im Rheinland niedergelegt sind.                 

Zum Inhalt des Gesetzes:
Der Bundestag hat am 19.12.2003 mit Zustimmung des Bundesrates das Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch beschlossen. Es wurde im Bundesgesetzblatt am 27.12.2003 verkündet, BGBl.I, S. 3022 - 3071. Es handelt sich um ein umfangreiches Artikelgesetz zur Einführung des neuen SGB XII, das im Zuge der Verhandlungen im Vermittlungsausschuss zwischen Bundestag und Bundesrat gegenüber dem Gesetzesentwurf der Regierungsfraktionen vom August 2003 noch in einigen wesentlichen Punkten modifiziert wurde. 
Im Folgenden sind §§ ohne Nennung eines Gesetzes solche des SGB XII. Dieses ist als Anlage 1 der Vorlage beigefügt.     
Das neue SGB XII (Artikel 1), das hinsichtlich der Mehrzahl seiner Regelungen zum 01.01.2005 in Kraft tritt,  löst damit das BSHG ab, welches seit dem 01.06.1962 galt. Bereits zum 01.01.2004 gelten die Änderungen bei der Sozialhilfe für Deutsche im Ausland (§§ 24, 132,133) und zum 01.07. 2004 besteht für Leistungsempfänger die Option, Eingliederungshilfeleistungen als Teil eines trägerübergreifenden Persönlichen Budgets zu erhalten (§ 57). 
Die Zuständigkeitsverteilung zwischen örtlichem und überörtlichem Sozialhilfeträger (§ 97 Abs. 3) tritt zum 01.01.2007 in Kraft, allerdings nur, sofern der Landesgesetzgeber bis dahin von seiner Regelungsmöglichkeit gemäß § 97 Abs. 2 keinen Gebrauch gemacht haben sollte. Der Bundesgesetzgeber hat an dieser Stelle die Anregungen der BAGüS aufgegriffen und die bisherige Trennung der Zuständigkeit zwischen örtlichen und überörtlichen Sozialhilfeträgern aufgegeben, die sich danach orientierte, ob eine Leistung ambulant oder stationär erbracht wurde. Ob und wie das Land von der Möglichkeit Gebrauch machen wird, Ausführungsgesetze und -verordnungen zum SGB XII zu erlassen, bleibt abzuwarten. Das Land muss der Zuständigkeitsempfehlung nicht folgen. Die Verwaltung des LVR hofft jedoch, dass das Land die Zuständigkeitsregelung im Sinne der bundesgesetzlichen Intention umsetzt.      

Über die rein formale Einordnung des Sozialhilferechts in das Gesamtsystem der Sozialgesetzbücher I – XII hinausgehend wurden zum Teil erhebliche inhaltliche und strukturelle Änderungen vorgenommen. Trotz der Beratungen in den Ausschüssen von Bundesrat und Bundestag sowie im Vermittlungsverfahren ist es aber nicht gelungen, alle Anregungen der überörtlichen Träger der Sozialhilfe zu Kosteneinsparungen durchzusetzen.   

Die wesentlichen Änderungen im Überblick:
1.

In den allgemeinen Vorschriften (§§ 1 – 7) wird der Begriff der „Leistung“ eingeführt, der an die Stelle des Begriffs der „Hilfe“ tritt. Es ist damit nicht länger von Hilfeempfängern, sondern von Leistungsberechtigten die Rede. Die Beschreibung der Aufgaben der Sozialhilfe in § 1 ist dahingehend erweitert worden, dass nunmehr eine Hinwirkens- und Zusammenwirkenspflicht für Leistungsberechtigte und Leistungsträger vorgegeben ist.
2.

§ 4 enthält für die Träger der Sozialhilfe das Kooperationsgebot mit anderen Leistungsträgern der Aufgaben nach den SGB II, VIII und IX. sowie den beteiligten Stellen. Diese Regelung, der ein 
Äquivalent im bisherigen BSHG fehlt, entspricht dem Koordinierungsgebot des § 10 SGB IX und unterstreicht, dass das SGB XII als ein Baustein eines Gesamtsystems anzusehen ist. 

3.

Neu ist die Aufgabe der Länder gemäß § 7, durch die obersten Landessozialbehörden die Sozialhilfeträger mittels Erfahrungsaustausch, der Entwicklung und Durchführung von Instrumenten der Dienstleistungen, der zielgerichteten Erbringung und Überprüfung von Leistungen und der Qualitätssicherung zu unterstützen. Hier wird noch zu klären sein, ob es künftig Überschneidungen mit den Aufgaben der BAGüS geben wird bzw. inwieweit die in Nordrhein-Westfalen als kommunale Selbstverwaltung ausgestaltete Sozialhilfe berührt ist. 

4.

§ 8 enthält den Katalog der verschiedenen Leistungsformen der Sozialhilfe. Dabei wird unterschieden zwischen der Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27 – 40) und der Grundsicherung (§§ 41 – 46). Beides sind laufende Leistungen zur Existenzsicherung. Leistungen der Grundsicherung werden für Erwerbsunfähige und für über 65-jährige Personen erbracht, Hilfe zum Lebensunterhalt für alle anderen. Die Regelungen für beide Leistungen sind grundsätzlich identisch. Differenzierungen gibt es jedoch bei bestimmten Grenzen für die Heranziehung Unterhaltsverpflichteter. 

5.

In § 28 ff. hat der Gesetzgeber eine neue Regelsatzsystematik festgelegt. Die bisherige Berechnung des Regelsatzes nach einem sog. Warenkorbsystem wird durch ein sog. Statistiksystem ersetzt. In die Regelsätze wird ein möglichst großer Anteil einmaliger Beihilfen, die bislang einzeln zu beantragen sind, statistisch hineingerechnet, um das System durch diese Pauschalierungen einfacher und gerechter zu gestalten und den Leistungsempfängern mehr Autonomie bezüglich der Verwendung der Leistungen einzuräumen. Zugleich erfolgt auch eine Reduzierung des Verwaltungsaufwandes. Zu den sog. einmaligen Beihilfen gehören z.B. einzelne Beihilfen für Kleidung. Die Regelsätze für Haushaltsangehörige werden von vier auf zwei Altersgruppen reduziert. Diese Regelungen treffen insbesondere die örtlichen Träger der Sozialhilfe, die für die Hilfe zum Lebensunterhalt bzw. die Grundsicherung zuständig sind.    

Zur näheren Ausgestaltung des § 28 hat das Bundeskabinett am 10.03.2004 eine neue Regelsatzverordnung beschlossen, die zeitgleich mit dem SGB XII in Kraft treten soll. Da auch diese Verordnung zustimmungspflichtig ist, wird sich der Bundesrat in seiner Sitzung am 14.05.2004 hiermit befassen. Mit der neuen Regelsatzverordnung sollen die Leistungen für Familien und Alleinerziehende gerechter verteilt und die Altersabstufungen verbessert werden. Das Niveau des sog. Arbeitslosengeldes II und der Sozialhilfe in Form der Hilfe zum Lebensunterhalt werden künftig gleich sein.  
Bisher einmalige Leistungen, wie Beihilfen für Bekleidung und Hausrat, werden in den neuen Regelsatz einbezogen. Da der neue Regelsatz betragsmäßig höher sein wird als der bisherige, wird künftig für Heimbewohnerinnen und Heimbewohner ein höherer Barbetrag gezahlt. 
Durch die Einbeziehung der Grundsicherung in das SGB XII ist die Grundsicherung nicht mehr länger eine eigenständige Leistung. Diese wesentliche Änderung erfolgte noch im Vermittlungsverfahren. Das derzeitige Grundsicherungsgesetz tritt zum 01.01.2005 außer Kraft. Ab diesem Zeitpunkt gibt es keine separaten Grundsicherungsämter mehr, da die örtlichen und überörtlichen Träger der Sozialhilfe sowohl Grundsicherung als auch Hilfe zum Lebensunterhalt nach einem einheitlichen SGB XII erbringen. Da der überörtliche Träger der Sozialhilfe für Heimbewohner somit Hilfe zum Lebensunterhalt und/oder Grundsicherung zu erbringen hat, wird damit nach jetziger Einschätzung die Funktion des LVR als Grundsicherungsamt wegfallen und die Bearbeitung von gesonderten Grundsicherungsanträgen für Heimbewohnerinnen und Heimbewohner eingestellt werden können. Das Verhältnis der Leistungen zum Lebensunterhalt in Einrichtungen nach § 35 zu den Leistungen der Grundsicherung nach § 43 ist noch unklar, da Zweifel bleiben, ob für Heimbewohnerinnen und Heimbewohner die Grundsicherung wirklich vorrangig an die Stelle der Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 35 treten soll. 

Diese Frage muss noch geklärt werden, denn wenn Hilfeempfänger neben der Eingliederungshilfe Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 3. Kapitel des SGB XII erhalten, sind zusätzlich zu den 26 € weitere 20 €, also insgesamt 46 €, von den Unterhaltspflichtigen zu fordern. Diese Heranziehung ist dagegen ausgeschlossen, wenn neben der Eingliederungshilfe Grundsicherung nach dem 4. Kapitel SGB XII bewilligt wird, denn in dieser Konstellation findet kein Rückgriff auf Angehörige statt.  

Der anspruchsberechtigte Personenkreis bei Grundsicherungsleistungen bleibt unverändert. Gleiches gilt für die Befreiung der Unterhaltspflichtigen. Die Leistungen sollen auch künftig in der Regel für 12 Monate bewilligt werden. Der bisher in § 6 Grundsicherungsgesetz festgelegte Bewilligungszeitpunkt 01.07. ist im neuen § 44 aber nicht mehr enthalten.  
Neu ist die Regelung in § 45 Abs. 1 Nr. 2, dass zur Feststellung der dauerhaften vollen Erwerbsminderung der Rentenversicherungsträger nicht zu ersuchen ist, wenn der Fachausschuss einer Werkstatt für behinderte Menschen über die Aufnahme in eine Werkstatt oder Einrichtung eine Stellungnahme abgegeben hat und der Leistungsberechtigte kraft Gesetzes nach § 43 Abs. 2 Satz 3 SGB VI als voll erwerbsgemindert gilt. Diese Voraussetzung wird künftig mit der Aufnahme in die Werkstatt, also mit Beginn des Eingangsverfahrens, Gültigkeit haben, während bislang erst ab Aufnahme in den Arbeitsbereich der Werkstatt eine volle Erwerbsminderung angenommen wurde.
Das Verfahren zur Feststellung der Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit richtet sich nach den 

§§ 44 a ff. SGB II und ist unter Ziffer III.3. näher beschrieben.      
7.
Bei der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen übernimmt § 53 weitgehend inhaltsgleich den bisherigen Wortlaut des § 39 BSHG. Der Leistungskatalog des § 54 Abs. 1 ist gegenüber § 40 BSHG durch die Zusammenfassung der Leistungen nach §§ 26, 30, 41 und 55 des SGB IX gestrafft.

Neu ist, dass gemäß § 59 Nr. 2 die Gesundheitsämter die Aufgabe haben, den Rehabilitationsbedarf behinderter Menschen abzuklären und die für die Eingliederungshilfeleistungen notwendigen Vorbereitungen abzustimmen. Bislang wurden die Gesundheitsämter nur im Wege der Amtshilfe tätig. Wie die Einbindung der Gesundheitsämter erfolgen kann, muss noch geklärt werden. 
8.

Gemäß § 57 können Leistungsberechtigte im Sinne des § 53 auf Antrag Leistungen der Eingliederungshilfe auch als Teil eines trägerübergreifenden Persönlichen Budgets nach den Regelungen des § 17 SGB IX erhalten, dessen Neufassung durch Art. 8 erfolgt. Dieses Instrument wird durch die Änderungen, welche die Art. 3 – 6 herbeiführen, auch im Leistungsrecht der anderen Rehabilitationsträger sowie der Pflegekassen verankert. Näheres zum Inhalt und zur Ausführung des Persönlichen Budgets, zum Verfahren sowie zur Zuständigkeit bei Beteiligung mehrerer Leistungsträger bleibt der Gestaltung des Bundesministeriums für Gesundheit und Soziale Sicherung im Verordnungsweg vorbehalten, § 21 a. Ein entsprechender Entwurf liegt bereits vor. 

Zu klären ist noch, was genau damit gemeint ist, dass das Persönliche Budget trägerübergreifend als „Komplexleistung“, so § 17 Abs. 2 Satz 3, zu erbringen ist. Der Leistungstyp Komplexleistung ist bislang nicht definiert. 

Die Verfahrensverantwortung, konkrete Verfahrensinhalte und Zwischenschritte für den erstangegangenen, beteiligten Leistungsträger als „federführende“ und koordinierende Stelle werden in § 17 Abs. 4 SGB IX angesprochen, wobei jedoch unklar bleibt, welcher „Verwaltungsakt“ und welches „weitere Verfahren“ gemeint ist.               

9.

Die Regelungen zu den Einrichtungen und Diensten (§§ 75 – 81) sind dahingehend erweitert worden, dass der Sozialhilfeträger künftig die Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistung prüfen kann (§ 75 Abs. 3). Der Gesetzgeber ist damit einer Forderung der BAGüS nachgekommen. Nach wie vor ist aber der Sozialhilfeträger bei seiner Prüfung nicht frei, sondern es bedarf der Vereinbarung von Grundsätzen und Maßstäben sowie für den Inhalt und das Verfahren der Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen. (Im geltenden Landesrahmenvertrag sind bereits entsprechende Grundsätze vereinbart).
Die seitens der Kommunen und der BAGüS im Hinblick auf ihre prekäre Finanzsituation geforderte Regelung, dass bei den Vergütungsvereinbarungen auch die Finanzsituation der öffentlichen Haushalte angemessen zu berücksichtigen ist, wurde nicht aufgenommen. Andererseits wurde die von den Verbänden der Anbieter geforderte Schiedsstellenfähigkeit der Leistungs- und Qualitätsvereinbarungen ebenso nicht aufgenommen.                  

10.1

Bei den Regelungen über den Einsatz des Einkommen (§§ 82 – 89, 91, 92) wird vom Gesetzgeber eine einheitliche Einkommensgrenze festgelegt, die bei der Prüfung der Heranziehung aus Einkommen bei der Hilfegewährung zu berücksichtigen ist. Damit werden die drei unterschiedlichen Einkommensgrenzen abgelöst, die es bisher im BSHG gibt und die dazu führen, dass bei ambulanter, teilstationärer oder vollstationärer Eingliederungshilfe die Heranziehung in unterschiedlicher Höhe erfolgt. Damit ist ein erhebliches Hindernis bei der Umsetzung des Grundsatzes „ambulant vor stationär“ beseitigt. Allerdings werden gem. § 87 Abs. 1 S. 2 schwerstpflegebedürftige und blinde Menschen privilegiert, da ihnen ein Einsatz des Einkommens über der Einkommensgrenze nur in Höhe von 60 % zugemutet wird. Schwerstpflegebedürftige, die Pflegegeld erhalten und Blinde, die Blindenhilfe erhalten, sind nach den noch gültigen Heranziehungsgrundsätzen des BSHG durch Anwendung der höchsten Einkommensgrenze bei der Berechnung der Heranziehungshöhe auch bisher besonders privilegiert. Zurzeit ist dies jedoch begrenzt auf die Hilfe in Form von Pflegegeld und Blindenhilfe. Die Privilegierung gilt jetzt unabhängig von der Art der gewährten Hilfe. Im Ergebnis werden damit z.B. Heimbewohner, die schwerstpflegebedürftig oder blind sind, gegenüber anderen bevorzugt. 

10.2

Bei der Inanspruchnahme aus Vermögen (§ 90) hat der Gesetzgeber bezüglich der Hilfe zum Lebensunterhalt einerseits und den Leistungen nach 5. bis 9. Kapitel des SGB XII andererseits, zu denen auch die Eingliederungshilfe und die Hilfe zur Pflege gehören, zwei unterschiedliche Vermögensgrenzen festgelegt. Die Vermögensgrenze bei der Hilfe zum Lebensunterhalt wurde von 1279 € auf 1600 € angehoben. Bei den Leistungen nach dem 5. – 9. Kapitel ist sie von 2301 € auf 2600 € erhöht worden. Es gibt dann aber keine Privilegierung mehr bei der Gewährung von Blindenhilfe. Die Freigrenze beträgt bei der Gewährung von Blindenhilfe zurzeit 4091 €.
10.3

Erhalten volljährige Kinder stationäre Eingliederungshilfe oder Hilfe zur Pflege, haben die Eltern höchstens 26 Euro zu diesen Kosten im Rahmen ihrer Unterhaltspflicht beizutragen. Diese Begrenzung der Unterhaltspflicht gilt künftig auch bei teilstationären und ambulanten Leistungen der Eingliederungshilfe und der Hilfe zur Pflege. Die Inanspruchnahme von Eltern bei diesem Personenkreis ist dann also gleich, unabhängig davon, ob z.B. stationäre Eingliederungshilfe oder Hilfe zum ambulant betreuten Wohnen gewährt wird. 

Neu ins Gesetz aufgenommen ist, dass daneben bei Leistungen zum Lebensunterhalt ein Betrag von bis zu 20 Euro von den Eltern gefordert werden kann. Dies gilt auch für die Aufwendungen für den Lebensunterhalt, die Teil der Gewährung einer stationären Hilfe sind. Die Inanspruchnahme der Unterhaltspflichtigen für die Kosten des Lebensunterhalts erfolgt aber dann nicht, wenn die volljährigen Kinder statt der Hilfe zum Lebensunterhalt Grundsicherung erhalten oder bei der Gewährung von vollstationärer Hilfe grundsicherungsberechtigt sind, da dann eine Heranziehung nur erfolgt, wenn das Gesamteinkommen der Unterhaltspflichtigen über 100.000 € jährlich liegt. 

Die Pauschalbeträge von 26 € bzw. 20 € unterliegen neuerdings einer Dynamisierung analog der Veränderungen beim Kindergeld. 
Die Änderungen bei der Heranziehung unterhaltspflichtiger Eltern ziehen einen erheblichen zusätzlichen Arbeitsaufwand nach sich, da die Verwaltung alle Unterhaltsschuldner, die bisher lediglich 26 € leisten, auf ihre veränderte Unterhaltspflicht hinweisen und Unterhalt in neuer Höhe durchsetzen muss. Eine Vielzahl bereits titulierter Ansprüche sind vom Rechtsamt (Amt 14) durch Abänderungsklage den neuen Bedingungen anzupassen. Im Einzelnen ist der Aufwand derzeit noch nicht abschätzbar.  

Die Intention des Gesetzgebers war es, eine Gleichbehandlung von ambulanter und stationärer Unterbringung zu erzielen, indem die Heimunterbringung im Hinblick auf Heranziehung und Kostenbeiträge nicht weiter privilegiert wird.   

Diese Angleichung, die auch die BAGüS gefordert hatte, ist zu begrüßen, da sie die Verwirklichung des Ziels „ambulant vor stationär“ auch im Hinblick auf die Zuständigkeit des LVR für das ambulant betreute Wohnen unterstützt. 
10.4
Im Zusammenhang mit dieser Zielsetzung ist auch der Wegfall der Zahlung von sog. Zusatzbarbeträgen an Heimbewohnerinnen und Heimbewohner zu sehen. 
11.

Im Vermittlungsverfahren wurde ferner mit Artikel 38 des Gesetzes zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch § 51 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes erweitert und der Rechtsweg für sozialhilferechtliche Streitigkeiten von der Verwaltungsgerichtsbarkeit auf die Sozialgerichtsbarkeit verlagert. 

Daneben gibt es Bestrebungen vor allem kleiner Bundesländer, eine Zusammenlegung von Sozial- und Verwaltungsgerichtsbarkeit vorzunehmen. Da das Bundessozialgericht als einer der fünf obersten Gerichtshöfe durch Art. 95 I GG verfassungsrechtlich geschützt ist, müsste eine Änderung des GG herbeigeführt werden. Die Vor- und Nachteile dieser Zusammenlegung werden derzeit noch kontrovers diskutiert. 

Außerdem hat der Bundesrat auf Antrag des Landes Baden-Württemberg am 13.02.2004 einen Gesetzesentwurf eingebracht, mit dem in der Sozialgerichtsbarkeit die Gebührenpflicht eingeführt werden soll, wobei man aber in Sozialhilfeverfahren an der Gerichtskostenfreiheit festhalten will.   
II. SGB XII – Finanzielle Auswirkungen
Es kann derzeit nur zum Teil eine Einschätzung darüber abgegeben werden, was das SGB XII im Hinblick auf die finanziellen Konsequenzen für den überörtlichen Träger der Sozialhilfe bedeutet. 

Direkte finanzielle Auswirkungen gibt es im Bereich der Einnahmen, indirekte Auswirkungen kann es durch die Stärkung ambulanter Hilfen geben. 

Auf der Ausgabenseite, d.h. bei den Heimentgelten, Werkstattentgelten und der Hilfe zur Pflege wird sich nach heutiger Einschätzung nichts ändern.  
1.
Nach der Vereinheitlichung der bislang bei ambulanten und stationären Eingliederungshilfen unterschiedlichen Einkommensgrenzen sind ab dem 01.01.2005 nur noch schwerstpflegebedürftige und blinde Menschen privilegiert. Dies wird in der Praxis Auswirkungen bei ambulanten und teilstationären Hilfen sowie bei der Forderung von Kostenbeiträgen aus häuslicher Einsparung haben. Die finanziellen Folgen sind noch nicht bezifferbar, werden aber als geringfügig eingeschätzt.

2.

Der neue Regelsatz soll in den alten Bundesländern künftig 345,- € betragen. Da der Barbetrag nach § 35 Abs. 2 SGB XII  26 % des Eckregelsatzes betragen soll, würde sich ein monatlicher Barbetrag i.H.v. 89,70 € errechnen. Derzeit beläuft sich der Barbetrag in NRW auf 88,80 €. 

Diese Veränderung würde bei 23.000 stationär untergebrachten Empfängerm von Eingliederungshilfeleistungen und 3.500 Empfängern von Leistungen der Hilfe zur Pflege für den LVR eine jährliche Mehrausgabe von 290.000 € bedeuten.

3.

Die Vermögensfreigrenzen wurden dahingehend geändert, dass der Grundfreibetrag bei der Inanspruchnahme von Bar- und Sparguthaben von bisher 2.301 € auf 2.600 € angehoben wurde. Die finanziellen Auswirkungen sind nicht bezifferbar.

Außerdem wurde der besondere Vermögensfreibetrag bei der Gewährung von Blindenhilfe von bislang 4.091 € gestrichen und auf 2.600 € begrenzt. Da bei der Blindenhilfe die Höhe des verwertbaren Vermögens im Verfahren nicht erfasst wird, kann keine finanzielle Entlastung beziffert werden.

4.

Der Wegfall des Anspruchs auf einen Zusatzbarbetrag wird eine Ersparnis von ca. 3 Mio. € jährlich zur Folge haben.   
5.

Die Inanspruchnahme unterhaltspflichtiger Eltern auf weitere 20 € neben den bisherigen 26 € hätte nach Planungen auf der Basis des ursprünglichen Gesetzesentwurfs Mehreinnahmen von ca. 1,92 Mio. € verursacht. Mit der Hereinnahme der Grundsicherung in das SGB XII gelten aber die oben unter 10.3 dargestellten Grenzen. Da die Grundsicherungsberechtigung bei der überwiegenden Mehrheit der Hilfeempfängerinnen und Hilfeempfänger gegeben sein wird, lassen sich zu möglichen Mehreinnahmen keine verlässlichen Prognosen abgeben. 
6.
Ob es bezüglich der Veränderungen der Einkommens- und Vermögensgrenzen langfristig einen veränderten Personalbedarf gibt, lässt sich zur Zeit noch nicht prognostizieren. Zum Inkrafttreten des SGB XII wird einmalig ein sehr hoher Personalaufwand nötig, da in allen laufenden Fällen der Inanspruchnahme aus Einkommen und Vermögen zu überprüfen ist, welche Auswirkungen im Einzelfall die Änderung der Freigrenzen hat und ob sich daraus ein höherer Anspruch ergibt. 
III. SGB II

Ebenfalls in seiner Sitzung am 19.12.2003 hat der Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates das
Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt („Hartz IV“) beschlossen. Kernstück ist mit Artikel 1 das SGB II – Grundsicherung für Arbeitssuchende -. Verkündet wurde das Gesetz, das größtenteils zum 01.01.2005 in Kraft treten wird, am 24.12.2003 (BGBl. I, S. 2954 - 3000). Das Gesetz ist in Auszügen als Anlage 2 beigefügt.

Der Entscheidungsprozess zum SGB II ist von starken finanzpolitischen Kontroversen gekennzeichnet. Von Seiten der Landkreise wurde die alleinige kommunale Trägerschaft für die Leistungen nach dem SGB II gefordert. Die Kommunen müssten die Steuerungsinstrumente in der Hand behalten, aber zugleich Sicherheit über die nötigen Finanzmittel erhalten, damit diese zweckbestimmt in die kommunale Beschäftigungsförderung fließen.   

1.

Mit dem SGB II werden Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zusammengeführt. Die wesentlichen Leistungsarten sind 

a)
die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit (§§ 14 – 18), insbesondere mit den Instrumenten des SGB III. 

Mit dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen sollen die für seine Eingliederung erforderlichen Leistungen vereinbart werden. In dieser sog. Eingliederungsvereinbarung gemäß § 15 soll bestimmt werden, welche Leistungen bezogen werden sollen und welche eigenen Bemühungen der Leistungsempfänger unternehmen und nachweisen muss. Die Vereinbarung ist auf sechs Monate befristet. Es können jedoch bei Bedarf Folgevereinbarungen geschlossen werden.


In § 16 werden die Leistungen zur Eingliederung unterteilt in solche nach dem SGB III (§ 16 Abs. 1) und weiteren Leistungen zur Beseitigung von Vermittlungshemmnissen, wie z.B. Schuldner- und Suchtberatung, Betreuung minderj. Kinder und psychosozialer Betreuung (§ 16 Abs. 2). Haben die Vermittlungsbemühungen keinen Erfolg, sollen gemäß § 16 Abs. 3 Satz 1 Arbeitsgelegenheiten geschaffen werden. Hiervon sind alle möglichen Formen erfasst, die nicht Maßnahmen des SGB III darstellen. Arbeitsgelegenheiten nach § 16 Abs. 3 Satz 2 sind im öffentlichen Interesse liegende, zusätzliche Arbeiten, die nicht als ABM gefördert werden. Hierbei ist die Zahlung einer angemessenen Entschädigung für Mehraufwendungen zuzüglich zum Arbeitslosengeld II möglich.      

b)
das Arbeitslosengeld II (§§ 19 – 28) für erwerbsfähige Hilfesuchende als Leistung zur Sicherung des Lebensunterhaltes.


Das Arbeitslosengeld II soll den Lebensunterhalt einschließlich der angemessenen Kosten für Unterkunft und Heizung sichern. Die genauen Modalitäten regeln die §§ 20 ff., in denen die Regelleistungen, Mehrbedarfe und die Leistungen für Unterkunft und Heizung festgelegt sind. In den alten Bundesländern beträgt die Regelleistung 345 € für allein stehende Personen. SGB II und SGB XII sind an dieser Stelle konsequenterweise deckungsgleich.      
c)
das Sozialgeld für den in § 28 bestimmten Personenkreis der nicht erwerbsfähigen Angehörigen.

Dieses entspricht im Umfang dem Arbeitslosengeld II nach § 19 ff. Die Regelleistungen des § 20 werden bei Minderjährigen mit entsprechenden altersabhängigen Reduzierungen versehen.     
Nach § 5 Abs. 2 schließt der Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II Leistungen des Lebensunterhaltes nach dem 3. Kapitel des SGB XII aus. Die Leistungen nach dem 4. Kapitel SGB XII (Grundsicherung) sind gegenüber dem Sozialgeld nach § 28 SGB II vorrangig. 

2.

Der bis zum Schluss des Vermittlungsverfahrens offene Dissens über die Trägerschaft für diese Leistungen ist gelöst worden, indem das Gesetz wahlweise zwei Modelle vorsieht: Die zweigeteilte Trägerschaft von Bundesagentur für Arbeit und Kommunen (§ 6) oder die alleinige kommunale Trägerschaft durch Option (§ 6 a). 

Bei der zweigeteilten Trägerschaft erbringen die kommunalen Träger für den neuen anspruchsberechtigten Personenkreis, der im Regelfall bislang Leistungen der Arbeitslosenhilfe oder Sozialhilfe erhalten hat, die Leistungen für Unterkunft und Heizung, soziale und psychosoziale Eingliederungsleistungen zur Arbeit und Einzelfallhilfe in besonders genannten Fällen (§§ 22, 23 Abs. 3, 16 Abs. 2)  

Die Agenturen für Arbeit sind neben den klassischen Aufgaben der Arbeitsvermittlung und Leistungen zur Eingliederung in das Arbeitsleben zuständig für das Arbeitslosengeld II (§§ 19 – 21) für erwerbsfähige Hilfebedürftige sowie das Sozialgeld nach § 28 für nicht erwerbsfähige Angehörige, die mit erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in Bedarfsgemeinschaft leben und keinen eigenen Anspruch auf Grundsicherung nach dem 4. Kapitel des SGB XII haben.   

Die Optionsklausel gibt den Kommunen die Möglichkeit, mit Zustimmung der zuständigen Obersten Landesbehörde an Stelle der Agenturen für Arbeit deren Aufgaben zu übernehmen. Näheres zur Ausgestaltung des Optionsrechts wird durch ein (zustimmungspflichtiges) Bundesgesetz geregelt.  
3.
Zuständig für die Feststellung der Erwerbsfähigkeit (definiert in § 8) und Hilfebedürftigkeit ist der zuständige Leistungsträger, also die Bundesagentur oder im Fall der Option die Kommunen. Sofern ein bei voller Erwerbsminderung zuständiger Leistungsträger entgegen der Auffassung der Bundesagentur die Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit im Sinne des SGB II annimmt, kann die gemeinsame Einigungsstelle angerufen werden (§§ 44a, 45). 

Die Auswirkungen der neuen Regelungen auf den Übergang aus Werkstätten in das System des SGB II sind im Einzelnen noch zu untersuchen. Es ist aber zu befürchten, dass die Bundesagentur künftig noch weniger Interesse als bisher an der Vermittlung Werkstattbeschäftigter haben wird, da sie bei Feststellung der Erwerbsfähigkeit nicht nur für die Vermittlung zuständig wäre, sondern bis zu dieser auch die den Lebensunterhalt sichernden Leistungen zu erbringen hätte. Man muss daher davon ausgehen, dass sich die Integrationschancen schwerbehinderter Menschen aus WfbM auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt weiter verschlechtern werden. 

4.

Durch Art. 25 des Hartz IV – Gesetzes erfolgt die Streichung der §§ 31 – 33 WoGG, die einen Mietzuschuss für Sozialhilfeempfänger regelten. Damit entfällt ab dem 01.01.2005 der Wohngeldanspruch für Transferleistungsempfänger. Möglicherweise besteht künftig zumindest ein verminderter Wohngeldanspruch, wenn Heimbewohnerinnen und Heimbewohner aufgrund eigenen Einkommens den Lebensunterhalt einschließlich der „Mietkosten“ selbst finanzieren können. Diese Frage wird durch die BAGüS noch geprüft.          
IV. SGB XII im Verhältnis zu den Leitlinien des LVR
Legt man bei einer Bewertung der Gesetzeswerke die Leitlinien des LVR zur Integration von Menschen mit Behinderungen im Rheinland als Maßstab zu Grunde, ist festzustellen, dass einige Aspekte und Zielsetzungen sich in den neuen Regelungen wieder finden bzw. aufgrund veränderter Rahmenbedingungen künftig leichter verwirklicht werden können.

Ziffer 2. der Leitlinien sieht die Förderung von Autonomie und Selbstbestimmung vor. Hilfsbedarfsermittlung und Hilfegewährung sollen individualisiert werden. Hiermit korrespondiert die Entscheidung des Gesetzgebers im SGB XII künftig an den Begriff der „Leistung“ anstatt den der „Hilfe“ anzuknüpfen. Die Hinwirkens- und Zusammenwirkenspflicht, die sich auch in der detaillierten Bestimmung von Zielen und Inhalten von Beratung und Unterstützung in § 11 wieder findet, setzt das Prinzip der Kooperation zwischen Leistungserbringer und Leistungsempfänger voraus. 

Nicht zuletzt die Regelung zum trägerübergreifenden Persönlichen Budget für Menschen mit Behinderungen gemäß § 57 macht deutlich, dass der persönlichen Wunsch- und Bedarfslage des Leistungsempfängers ein hoher Stellenwert beigemessen wird, wie dies auch bereits im SGB IX der Fall ist. Das persönliche Budget stellt zugleich ein Mittel dar, mit der die Selbsthilfe zur aktiven Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft gestärkt werden soll.

Mit dem Wegfall der Privilegierung der Heimunterbringung gegenüber ambulanten Leistungsformen wird der Ausbau von ambulanten Angeboten, wie er in Ziffer 3. der Leitlinien als Zielvorgabe genannt wird, begünstigt. Der Vorrang der ambulanten Leistungsformen unterstützt auch die Integration der behinderten Menschen in gewachsene Sozialräume, Ziffer 1.1 der Leitlinien. Ambulante, dezentrale Angebote tragen dazu bei, dass Menschen mit Behinderungen ihre Lebensführung vor Ort so gestalten können, dass sich möglichst wenige Unterschiede zu der von Menschen ohne Behinderung ergeben.         

§ 97 Abs. 2 sieht vor, dass für die Leistungen im Sinne des § 8 Nr. 1 bis 6 möglichst eine einheitliche sachliche Zuständigkeit gegeben ist. Dies korrespondiert mit dem Ziel des LVR, die verschiedenen Leistungen möglichst aus einer Hand anzubieten und insb. keine Differenzierung in der Zuständigkeit anhand der Frage der ambulanten oder stationären Leistungserbringung vorzunehmen.
Diese Regelung bestätigt, dass die Kompetenz der überörtlichen Träger der Sozialhilfe vom Gesetzgeber anerkannt wird. Die Bündelung der Aufgaben- und Finanzverantwortung für alle Hilfen für Menschen mit Behinderungen bei den überörtlichen Sozialhilfeträgern verhindert örtliche Disparitäten und garantiert eine flächendeckend bedarfsgerechte Angebotsstruktur. An dieser Stelle kommt auch die wesenstypische Ausgleichs- und Regulierungsfunktion eines überörtlichen Trägers der Sozialhilfe zur Geltung.
Die Verwaltung hofft, dass das Land die Zuständigkeitsregelung im Sinne der bundesgesetzlichen Intention umsetzt (vgl. oben I., S.2).          

Für den Bereich des neuen SGB II bleibt abzuwarten, ob die oben unter III.3. dargestellten Veränderungen dazu führen werden, dass der Übergang aus der WfbM auf den ersten Arbeitsmarkt künftig in noch weniger Fällen als bislang realisiert werden kann. 
Eine Stärkung des Übergangs auf den ersten Arbeitsmarkt findet sich in Ziffer 5.1 der Leitlinien bzw. in 5.3, soweit es um den Übergang aus Werkstätten geht. 
V. SGB IX – Sachstand der Gesetzesnovellierung 

In seiner Sitzung am 13.02.2004 hat der Bundesrat dem Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen, mit dem das SGB IX und angrenzende Regelungsbereiche novelliert werden sollen, nicht zugestimmt und den Vermittlungsausschuss angerufen. Dort soll es nach derzeitigem Planungsstand am 31.03. behandelt werden. Über das Ergebnis der Beratung dort wird in der Sitzung berichtet.
Der Gesetzgeber verfolgt mit dem Gesetz das Ziel, die Ausbildung behinderter, insbesondere schwerbehinderter Jugendlicher zu fördern und eine Verbesserung und Sicherung der Beschäftigung behinderter Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu erzielen. 

Der Gesetzesentwurf sieht in folgenden Punkten Änderungen des SGB IX vor:

1.

Der geschützte Personenkreis gemäß § 68 wird um behinderte Jugendliche und junge Erwachsene, die nicht schwerbehindert sind, für den Zeitraum ihrer Berufsausbildung erweitert.   

Bei der Beschäftigungspflicht der Arbeitgeber und der Erhebung der Ausgleichsabgabe (§§ 71 ff.) soll künftig eine Mehrfachanrechnung des o.g. Personenkreises, d.h. der behinderten Jugendlichen und jungen Erwachsenen erfolgen, wenn diese danach in ein befristetes (besser noch unbefristetes) Arbeitsverhältnis übernommen werden. Eine Mehrfachanrechnung soll auch für Arbeitnehmer erfolgen, die zuvor in einer WfbM beschäftigt waren. Mehrfachanrechnung bedeutet die Anrechnung einer Person auf mehrere Pflichtarbeitsplätze.

Die Beschäftigungspflicht soll durch die Streichung des § 71 Abs. 2 rückwirkend zum 01.01. wieder auf 5% der Arbeitsplätze festgesetzt werden. Über die bisherige Beschäftigungspflicht hinaus, wird Arbeitgebern mit jahresdurchschnittlich wenigstens 100 Arbeitsplätzen aufgegeben, wenigstens 5% ihrer Stellen zur beruflichen Ausbildung mit behinderten oder schwerbehinderten Menschen zu besetzen. Die Nichterfüllung dieser Vorgabe ist jedoch nicht mit Sanktionen, wie etwa einer erhöhten Ausgleichsabgabe, verknüpft.         

Im Rahmen des Bundesratsverfahrens wird eine besondere Behandlung von Arbeitsplätzen, die aufgrund gesetzlicher Vorgaben nicht mit schwerbehinderten Menschen besetzt werden können, diskutiert. Danach wären solche Arbeitsplätze bei der Beschäftigungspflicht gesondert zu erfassen, bei denen eine gesetzliche oder behördliche Anforderung an die gesundheitliche Eignung eine Beschäftigung schwerbehinderter Menschen ausschließt. Für diese wäre dann eine eigene Berechnung der Pflichtarbeitsplätze vorzunehmen und eine Ausgleichsabgabe in Höhe des Mindestsatzes von 105 € zu erheben (sogenannte „lex Lufthansa“).
Das Bundesverfassungsgericht hat die Erhebung der Ausgleichsabgabe in seiner Entscheidung vom 26.05.1981 (vgl. BVerfGE 57, 139 ff.) grundsätzlich gebilligt. Die Ausgleichsabgabe soll nach dessen Auffassung die Arbeitgeber anhalten, schwerbehinderte Menschen einzustellen (Antriebsfunktion). Sie soll andererseits aber auch dazu dienen, die Belastungen zwischen denjenigen Arbeitgebern, die dieser Verpflichtung genügen und denjenigen, die diese Verpflichtung nicht erfüllen, auszugleichen (Ausgleichsfunktion). Mit der jetzt geforderten Änderung würde dieses System in seinen Grundsätzen aufgegeben. Diese Regelung war für den Bundesrat jedoch der wesentliche Grund, seine Zustimmung zu verweigern. In der Anrufung des Vermittlungsausschusses heißt es, dass bei Luftverkehrsunternehmen, bei denen etwa 50% der Mitarbeiter zum fliegenden Personal zählen, beim Bodenpersonal faktisch eine Pflichtquote von 10% eingeführt werde. Dies habe völlig unangemessene Ausgleichsabgaben zur Folge, die eine Verschlechterung der Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens befürchten ließen.

Rechtliche Bedenken gegen die geforderte Neuregelung bestehen auch, weil hiermit der Grundsatz verlassen würde, dass die Beschäftigungspflicht abstrakt und für die Arbeitgeber gruppenbezogen bestehe. Eine solche Regelung könnte ein Einfallstor für weitere Ausnahmen und Sondertatbestände sein.

2.

Im Rahmen des besonderen Kündigungsschutzes (§§ 85 ff.) soll künftig darauf verzichtet werden, eine Stellungnahme des zuständigen Arbeitsamtes einzuholen. Diese Regelung wurde durch die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter (BIH) ausdrücklich begrüßt, da die Stellungnahme in der Tat entbehrlich war. In aller Regel hat die zuständige Agentur für Arbeit Bedenken gegen die Zustimmung zur Kündigung erhoben, weil aufgrund der Lage und Entwicklung am Arbeitsmarkt und ggfs. aufgrund des Alters des schwerbehinderten Arbeitnehmers eine Vermittlung schwierig sei.


Im Übrigen wird der besondere Kündigungsschutz bezüglich des Anwendungsbereichs eingeschränkt. Grundsätzlich ist zukünftig die Feststellung einer Schwerbehinderung bzw. Gleichstellung Voraussetzung für die Anwendbarkeit der Vorschriften bezüglich des besonderen Kündigungsschutzgesetzes. Etwas anderes gilt nur dann, wenn beim Versorgungsamt bzw. der Agentur für Arbeit eine Feststellung über die Schwerbehinderung bzw. Gleichstellung bislang nicht erfolgen konnte, ohne dass dies an der fehlenden Mitwirkung des Antragstellers lag. Mit dieser Regelung beabsichtigt der Gesetzgeber, dem Missbrauch des besonderen Kündigungsschutzes zu begegnen.

Im § 89 SGB IX wird  geregelt, dass das Integrationsamt für Betriebe und Dienststellen, die nicht nur vorübergehend eingestellt oder aufgelöst werden oder bei denen das Insolvenzverfahren über das Arbeitgebervermögen eröffnet wurde, über einen Kündigungsantrag innerhalb eines Monats nach Eingang entscheiden muss. Hat das Integrationsamt nicht innerhalb eines Monats nach Eingang des Kündigungsantrags entschieden, gilt die Zustimmung als erteilt (Fiktion). Damit trägt der Gesetzgeber dem Arbeitgeberinteresse an einer zügigen Betriebsabwicklung Rechnung.

3.     

Der Entwurf sieht außerdem vor, die Strukturverantwortung für die Integrationsfachdienste (IFD) auf die Integrationsämter zu übertragen, §§ 109 ff. Die Integrationsämter sind dann – neben der Einzelfallverantwortung bei der Beauftragung der IFD für die Begleitung schwerbehinderter Menschen in bestehenden Arbeitsverhältnissen – auch für die gesamte Struktur des IFD verantwortlich.

Davon ausgehend, dass Strukturverantwortung nicht nur die Sicherstellung des Vorhandenseins einer Struktur an IFD umfasst, beinhaltet die Übernahme der Strukturverantwortung inhaltliche Vorgaben zu folgenden Punkten:

· Flächendeckende einheitliche Einrichtung der IFD,

· Personelle Ausstattung / Finanzierung,

· Entwicklung von Regularien für die Beauftragung der IFD ( Einbeziehung des Arbeitgebers, Einbeziehung des behinderten Menschen, Zielvereinbarungen zwischen den Auftraggebern und den IFD),

· Maßgaben zur Zusammenarbeit und zur Vernetzung,

· Fachliche Verantwortung, Steuerung der Aufsicht der IFD,

· Qualitätssicherung,

· Sicherstellung der Ergebnisdokumentation.

Als strukturverantwortliche Institution hat das Integrationsamt dafür Sorge zu tragen, dass die Beteiligung der Integrationsfachdienste durch die Auftraggeber: Bundesagentur für Arbeit, Unfallversicherungsträger, Rentenversicherungsträger, Träger der Kriegsopferfürsorge, der öffentlichen Jugendhilfe,der Sozialhilfe und das Integrationsamt  nach einheitlichen Grundsätzen erfolgt. 

Die Hinwirkung auf einheitliche Grundsätze ergibt sich aus § 21 Abs. 2 SGB IX, wonach die Leistungsträger verpflichtet sind, bei der Beteiligung von Rehabilitationsdiensten Dritter darauf hinzuwirken, dass die Verträge nach einheitlichen Grundsätzen abgeschlossen werden.

Zur Finanzierung kann derzeit keine verlässliche Aussage getroffen werden, da die Finanzierung durch die Agentur für Arbeit noch nicht feststeht (Vermittlungsgutscheine, Beauftragung Dritter mit der Vermittlung…) und der Bedarf der Rehabilitationsträger zur Beauftragung der Integrationsfachdienste nicht eingeschätzt werden kann. Bislang waren diese Träger mit der Beauftragung sehr zurückhaltend.

Der in § 113 SGB IX neu eingefügte Abs. 2 verpflichtet die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter mit diesen Rehabilitationsträgern unter Beteiligung der Verbände, darunter der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsfachdienste, eine gemeinsame Empfehlung zur Inanspruchnahme der Integrationsfachdienste durch die Rehabilitationsträger, zur Zusammenarbeit und zur Finanzierung der Kosten, die bei der Wahrnehmung der Aufgaben der Rehabilitationsträger entstehen, zu vereinbaren.

Dem Integrationsfachdienst werden durch die Novellierung weitere Aufgaben übertragen. Dies sind im Einzelnen:

· die Unterstützung der Bundesagentur für Arbeit bei der Berufsorientierung und Be​rufsberatung in den Schulen einschließlich der auf den einzelnen Jugend​li​chen bezogenen Dokumentation der Ergebnisse (§ 110 Abs. 2 Nr. 1a SGB IX-E),

· die Begleitung der betrieblichen Ausbildung schwerbehinderter, insbesondere seelisch und lernbehinderter Jugendlicher (§ 110 Abs. 2 Nr. 1b SGB IX-E),

· als Ansprechpartner für die Arbeitgeber zur Verfügung zu stehen, über die Leistungen zu informieren und für die Arbeitgeber diese Leistungen abzuklären (§ 110 Abs. 2 Nr. 7 SGB IX-E),

· in Zusammenarbeit mit den Rehabilitationsträgern und den Integrationsämtern die für den schwerbehinderten Menschen benötigten Leistungen zu klären und bei der Beantragung zu unterstützen (§ 110 Abs. 2 Nr. 8 SGB IX-E),

· Zusammenarbeit mit den Handwerks-, den Industrie- und Handelskammern sowie den berufsständischen Organisationen (§ 111 Abs. 3 Nr. 5a SGB IX-E),

· Dokumentation der Ergebnisse der Bemühungen zur Unterstützung der Bundesagentur für Arbeit und  Begleitung der betrieblichen Ausbildung nach § 110 Abs. 2 Nr. 1a und 1b (§ 114 Abs. 2 SGB IX-E).

Die neuen Aufgaben müssen konzeptionell bearbeitet, in Standards formuliert und sodann mit den Trägern der Integrationsfachdienste in der Region umgesetzt werden. Nach der Einführung der neuen Standards muss die Durchführung der neuen Aufgaben laufend begleitet und kontrolliert werden.

4.

Bereits zum 01.01.2004 ist die neue Schwerbehinderten-AusgleichsabgabeVO in Kraft getreten, mit der eine Neuaufteilung der Ausgleichsabgabeeinnahmen zwischen dem Bund und den Ländern, d.h. den Integrationsämtern, erfolgt ist. Bisher waren 45% des Ausgleichsabgabeaufkommens an den Bund weiterzugeben, nun sind es nur noch 30%, die größtenteils wiederum vom Bund an die Bundesagentur für Arbeit weitergeleitet werden. Mit der Verringerung seines Anteils geht der Rückzug des Bundes aus der Finanzierung neuer Werkstatt- und Wohnheimprojekte einher. 

Für die alten, bereits koordinierten Projekte im Bereich der Werkstatt- und Wohnheimförderung, sind in den nächsten Jahren noch zusätzliche 4% des Aufkommens an den Bund abzuführen.

Für das Integrationsamt Köln bedeutet dies, dass ein deutlich geringerer Betrag an den Bund abzugeben ist. Allerdings sind hieraus auch die zusätzlichen Aufgaben der vergangenen Jahre im Bereich der Arbeitsassistenz und der Integrationsprojekte und die neuen Aufgaben der Vermittlung bei den Integrationsfachdiensten zu finanzieren, sowie der Wegfall der bisherigen Bundesmittel in den o.g. Bereichen aufzufangen.                   

M o l s b e r g e r
06-0615-05.2001








